
 
 

Gemeinde Schkopau, 
Entwicklungssatzung Nr. 2/9 

„Am Park“ 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ABWÄGUNG ZUM ENTWURF 
- in der Fassung vom Januar 2013 -  

 
zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

nach § 13 (2) i. V. m. § 4 (2) BauGB 
 

 
 
 
 
 
 
 

März 2013 
 
 
 



 
Folgende Behörden/Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom  
1. Februar 2013 um Abgabe einer Stellungnahme gebeten 

 

1 Landkreis Saalekreis 

  

 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben in ihrer Stellungnahme Anregungen 
geäußert 

 

3 Landkreis Saalekreis 

 

siehe anliegende Abwägungsbögen 

 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB 
liegen zwei Stellungnahmen vor. 
 
 
 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 3 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1) Die Zustimmung des Sachgebiets Raumordnung wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2) Die grundsätzliche Zustimmung des Sachgebiets Städtebau wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Bemerkungen: 
 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

3 

1 

2 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 4 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

zu 3) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Jedoch leitet sich der Bebauungs-
zusammenhang in diesem Fall auch aus der entlang den umgebenden Straßen vorhandenen 
Bebauung ab. Diese Bebauung verfügt über ein städtebauliches Gewicht, das die Fortentwicklung 
ermöglicht, da es sich wie festgestellt um eine Außenbereichsinsel im Innenbereich handelt. 

zu 4) Die Feststellungen werden zur Kenntnis genommen. 

zu 5) Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Überschrift des § 3 wird korrigiert. 

zu 6) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen, jedoch wird die Festsetzung eines 
Mischgebietes beibehalten. Dabei wird auf das dörfliche Quartier als städtebauliche Einheit 
abgestellt. Die wenigen rückwärtigen Bauten, die im rückwärtigen Bereich entstehen werden, 
können nicht einzeln betrachtet werden.  

Die Festsetzung eines Mischgebietes wird auch vorgenommen, um in dem sensiblen rückwärtigen 
Bereich Nutzungen ausschließen zu können, für die der Standort nicht geeignet ist. Darauf wird in 
der Begründung auch hingewiesen.  

zu 7) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Es ist nicht beabsichtigt, im Rahmen der 
Entwicklungssatzung Regelungen zur Erschließung zu treffen. Es ist auch nicht beabsichtigt eine 
volle Auslastung der Fläche durch Baugrundstücke bzw. deren verkehrliche Erschließung zu 
realisieren.  

Bemerkungen: 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

4 

3 

8 

9 

10 

5 

6 

7 



  

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 5 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 

noch zu 7) Geplant ist durch die Entwicklungssatzung lediglich, einzelne Bauvorhaben in der 
zweiten Reihe zu ermöglichen, wenn die Erschließung über die vorliegenden Grundstücke 
privatrechtlich gesichert werden kann. Auch im gewachsenen Innenbereich nach § 34 BauGB 

wird die Prüfung der öffentlichen Erschließung im Baugenehmigungsverfahren am konkreten 
Bauvorhaben vorgenommen, nicht vorher.  

zu 8) Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Verfahrensvermerke werden nachgetragen. 

zu 9) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Beabsichtigt ist eine privatrechtliche Sicherung 
der Erschließung. Ein entsprechender Nachweis ist im Rahmen des Bauantrags vom jeweiligen 
Bauherrn zu erbringen. 

zu 10) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind im Rahmen der Objektplanungen 
für die geplante Bebauung zu berücksichtigen. Die entsprechenden Nachweise sind mit dem 
Bauantrag zu erbringen. Auf die Planinhalte der Satzung ergeben sich keine Auswirkungen. 

zu 11) Die Zustimmung des Sachgebiets Denkmalschutz wurde zur Kenntnis genommen. 

 

 

Bemerkungen: 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 6 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 

zu 12) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Bauausführung und sind in 
dem Zusammenhang zu beachten. Auf die Inhalte der Satzung ergeben sich keine Auswirkungen. 

zu 13) Die Vereinbarkeit der Satzung mit den Zielen der archäologischen Denkmalpflege wurde zur 
Kenntnis genommen. 

zu 14) Die Feststellungen werden zur Kenntnis genommen. 

zu 15) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es ist lediglich eine maßvolle Bebauung im 
rückwärtigen Bereich vorgesehen, bei der die vorhandenen Gehölze erhalten werden können. 

Sollten dennoch eine teilweise Inanspruchnahme der Gehölzfläche erfolgen, ist eine Rodung nur 
außerhalb der Brutzeit der Vögel zulässig (§ 39 Abs. 5 BNatSchG). Ein Verbotstatbestand nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG wird somit vermieden. In die Begründung wird ein Hinweis auf die 
einzuhaltenden Rodungszeiten aufgenommen. Darüber hinaus ist die Satzung zum Schutz des 
Baumbestandes in der Gemeinde Schkopau zu beachten.  

 

Bemerkungen: 
 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

10 

11 

12 

13 

14 

15 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 7 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

zu 16) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Wortlaut wird ergänzend in die Begründung 
aufgenommen.  

zu 17) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Nutzung der Turnhalle durch Vereine 
nach 21.00 Uhr findet nicht statt. Für Veranstaltungen mit Musik o.ä. steht die Turnhalle nicht zur 
Verfügung.  

zu 18) Die Zustimmung wurde zur Kenntnis genommen. 

zu 19) Die Information wurde zur Kenntnis genommen. 

zu 20) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Es ist jedoch nicht beabsichtigt, die 
rückwärtigen Grundstücke öffentlich zu erschließen, sondern die Erschließung soll über 
privatrechtliche Regelungen zwischen den Grundstückseigentümern gesichert werden. Die 
Entsorgung erfolgt über die vorhandenen öffentlichen Straßen, d. h. dass die Behälter am 
Entsorgungstag im Straßenraum aufgestellt werden. 

zu 21) Die Zustimmung zum Satzungsentwurf sowie die Informationen zur wasserrechtlichen 
Schutzgebieten und Überschwemmungsgebieten wurden zur Kenntnis genommen. 

Bemerkungen: 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

15 

16 

17 

18 

19
8 

20 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 8 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 

zu 22) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind im Rahmen der Objektplanungen für 
die geplante Bebauung zu berücksichtigen. In der Satzung werden keine Daten ermittelt und keine 
Festsetzungen getroffen. 

zu 23) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Da die umliegenden Straßen nahezu 
vollständig bebaut sind, ist davon auszugehen, dass die abwassertechnische Erschließung 
gesichert ist. Da es sich vorliegend lediglich um eine Entwicklungssatzung handelt und nicht um 
einen Bebauungsplan sind keine diesbezüglichen Regelungen erforderlich. 

zu 24) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind im Rahmen der Objektplanungen für 
die geplante Bebauung zu berücksichtigen. Die entsprechenden Nachweise sind mit dem 
Bauantrag zu erbringen. Auf die Planinhalte der Satzung ergeben sich keine Auswirkungen. 

zu 25) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Da die die Satzungsfläche umgebenden 
Bereiche vollständig bebaut sind, ist davon auszugehen, dass eine ausreichende Löschwasser-
menge zur Verfügung steht. 

 

 

Bemerkungen: 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

24 

25 

23 

22 

21 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 9 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 

zu 26) Die Hinweise werden berücksichtigt. Ein Hinweis auf die Lage des Satzungsgebietes 
innerhalb einer Kampfmittelverdachtsfläche wird auf der Zeichnung ergänzt. Damit werden die 
potentiellen Bauherren auf die erforderlichen Untersuchungen hingewiesen. 

zu 27) Die Hinweise werden zurückgewiesen. Die Gemeinde beabsichtigt nicht ein 
Verkehrskonzept zu erarbeiten. Es ist auch keine öffentliche Erschließung vorgesehen. 

Geplant ist durch die Entwicklungssatzung lediglich, einzelne Bauvorhaben in der zweiten Reihe 
zu ermöglichen, wenn die Erschließung über die vorliegenden Grundstücke privatrechtlich 

gesichert werden kann. 

Ein entsprechender Nachweis ist im Rahmen des Bauantrags vom jeweiligen Bauherrn zu 
erbringen. 

zu 28) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Es ist nicht beabsichtigt verkehrsberuhigte 
Bereiche anzulegen. Insofern sind sie für die Satzungsinhalte nicht relevant.  

 

 

Bemerkungen: 
 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

27 

26 

28
9 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 10 Lfd. Nr. der Versandliste 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 
 
zu 29) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind im Rahmen der Objektplanungen für 
die geplante Bebauung zu berücksichtigen. Die entsprechenden Nachweise sind im Rahmen des 
Bauantrags zu erbringen. 

 
zu 30) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Er betrifft die Bauausführung und ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten. Für die Inhalte der Satzung ist er nicht relevant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bemerkungen: 
 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

29 

30
9 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 11 Lfd. Nr. der Versandliste B 1 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

zu 1) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Mit der Satzung ist lediglich beabsichtigt, 
einzelnen Bauwilligen die Möglichkeit zu geben, in der zweiten Reihe ein Gebäude zu errichten. Da 
keine öffentliche Erschließung vorgesehen ist, setzt das voraus, dass eine privatrechtliche Einigung 
mit dem Eigentümer des vorderen Grundstücks erfolgt, um die Zufahrt sowie die Ver- und 
Entsorgung im rückwärtigen Bereich zu ermöglichen. Den vorstehenden Ausführungen ist zu 
entnehmen, dass auf diesem Weg mit Sicherheit nur wenige Gebäude errichtet werden, da die 
Grundstückseigentümer über die Zustimmung selbst entscheiden können. Eine Einschränkung der 
Wohnqualität ist somit nicht zu befürchten. Ebenso müssen die gesetzlich vorgeschriebenen 
Abstandsflächen eingehalten werden, die die nachbarschutzrechtlichen Belange berücksichtigen. 
Mit der Einhaltung der rechtlichen Gegebenheiten hat der Gesetzgeber den Rahmen festgelegt, in 
dem unzumutbare Beeinträchtigungen vermieden werden.  

Darüber hinaus wurde im Frühjahr 2012 die Erweiterung und Aufstockung eines in diesem Karree 
vorhandenen Wohnhauses genehmigt, womit bereits der Bestand verändert wurde. Diese 
Veränderung bestätigt somit, dass eine maßvolle Entwicklung dieses Karrees im öffentlichen 
Interesse liegt und von den Anwohnern angenommen wird.  

zu 2) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Jedoch ist eine Bebauung des Geländes der 
Lackfabrik in absehbarer Zeit nicht möglich. Die Beräumung und Altlastensanierung des Geländes 
erfolgt mit Fördermitteln. In diesem Zusammenhang wurde die Auflage erteilt, dass das Areal zur 
Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen mind. 10 Jahre unbebaut bleibt.  

Bemerkungen: 
 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

1 

2
9 



 
 
 
 
 

 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 12 Lfd. Nr. der Versandliste B 2 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

zu 1) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Mit der Satzung ist lediglich beabsichtigt, 
einzelnen Bauwilligen die Möglichkeit zu geben, in der zweiten Reihe ein Gebäude zu errichten. Da 
keine öffentliche Erschließung vorgesehen ist, setzt das voraus, dass eine privatrechtliche Einigung 
mit dem Eigentümer des vorderen Grundstücks erfolgt, um die Zufahrt sowie die Ver- und 
Entsorgung im rückwärtigen Bereich zu ermöglichen. Auf diese Weise kann sich nur eine 
sporadische Bebauung im rückwärtigen Bereich entwickeln.  

zu 2) Die Hinweise wurden geprüft. Jedoch gibt es im Ortsteil Döllnitz neben dem B-Plan Nr. 2/1 
„Zum Steg“ mit max. 6 WE, nur noch die Möglichkeit der Lückenbebauung nach § 34 BauGB. Die 
Aufstellung neuer Bebauungspläne ist aufgrund des Siedlungsbeschränkungsgebietes des 
Flughafens Leipzig/Halle nicht mehr möglich. Aufgrund dessen hat die Gemeinde Schkopau die 
Aufstellung einer Entwicklungssatzung im Hinterland erst in Betracht gezogen. 

zu 3) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Jedoch ist eine Bebauung des Geländes der 
Lackfabrik in absehbarer Zeit nicht möglich. Die Beräumung und Altlastensanierung des Geländes 
erfolgt mit Fördermitteln. In diesem Zusammenhang wurde die Auflage erteilt, dass das Areal zur 
Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen mind. 10 Jahre unbebaut bleibt. Für den sog. 
Park wäre die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich, was aus vorgenannten Gründen 
nicht möglich ist.  

Bemerkungen: 
 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

2 

1 

3 

4 

6 

5 



Vorschlag für die Beschlussfassung: 

noch zu 3) Die Aufstellung einer Entwicklungs- oder Ergänzungssatzung für den 
genannten Bereich an der Berliner Straße ist nicht möglich, da dies den Darstellungen 
des Flächennutzungsplans widersprechen würde und somit die Voraussetzungen für 
die Aufstellung einer Satzung nicht erfüllt sind. 

zu 4) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Anlass für die vorliegende 
Satzung ist ein konkretes Bauvorhaben. Die Aufstellung von Entwicklungssatzungen 
für die benachbarten Quartiere ist ebenfalls möglich, wenn eine Veranlassung dazu 
besteht.  

zu 5) Da durch die Gemeinde nur die Möglichkeit eröffnet wird, eine Bebauung zu 
realisieren, ist mit einer Einschränkung der Wohnqualität aus folgenden Gründen nicht 
zu rechnen. Die Grundstückseigentümer entscheiden selber, ob eine weitere 
Bebauung zugelassen wird und diese die nötigen Voraussetzungen erfüllen kann oder 
nicht. Bezüglich der Nachbarschaftsbebauung müssen die gesetzlich vorge-
schriebenen Abstandsflächen eingehalten werden, die die nachbarschutzrechtlichen 
Belange berücksichtigen. Mit der Einhaltung der rechtlichen Gegebenheiten hat der 
Gesetzgeber den Rahmen festgelegt, in dem unzumutbare Beeinträchtigungen 
vermieden werden.  

Der Hinweis zur Steuererhöhung wurde geprüft. Hierbei handelt es sich um eine 
steuerrechtliche Frage, die in keinem Zusammenhang mit der vorliegenden 
Entwicklungssatzung steht. 

 

zu 6) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Jedoch hat der Einwender die 
gleichen Vor- bzw. Nachteile wie die restlichen Eigentümer des Karrees. Aufgabe der 
Gemeinde ist es hierbei die privaten Interessen mit den öffentlichen Interessen 
abzuwägen. Insofern muss in diesem Fall abgewogen werden zwischen dem privaten 
Desinteresse der Bebauung der eigenen Grundstücke und dem gemeindlichen 
Interesse der Überalterung entgegen zu wirken und den Außenbereiches vor weiterer 
Flächeninanspruchnahme zu schützen, wenn innerorts noch Potential vorgehalten 
werden kann. Es wird jedoch nochmals darauf hingewiesen, dass über die Bebauung 
der eigenen rückwärtigen Grundstücke selbst entschieden werden muss. Die 
Gemeinde eröffnet nur die Möglichkeit, dass eine Bebauung unter Berücksichtigung 
der Voraussetzungen erfolgen kann. Auch insbesondere im Hinblick auf die folgenden 
Generationen wird die Aufstellung der Satzung befürwortet, da die Realisation von 
Vorhaben an keine zeitliche Frist gebunden ist. Es ist nicht beabsichtigt eine 
Erschließungsstraße zu bauen. Die Entwicklungssatzung soll lediglich den 
Grundstückseigentümern die Möglichkeit eröffnen in der zweiten Reihe vereinzelt 
Bauvorhaben zu errichten, wenn die gesicherte Erschließung über das vorliegende 
Grundstück gewährleistet werden kann und privatrechtlich gesichert ist. 

 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 13 Lfd. Nr. der Versandliste B 2 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bemerkungen: 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 



 

 

Gemeinde Schkopau, OT Döllnitz Entwicklungssatzung Nr. 2/9  

Entwurf „Am Park“ 

Lfd. Nr. des Abwägungsbogens 14 Lfd. Nr. der Versandliste B 2 

 

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
(öffentliche Auslegungen) 
 

Stellungnahmen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB   
(Trägerbeteiligung) 
 

Vorschlag für die Beschlussfassung: 

noch zu 6) Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Da keinesfalls beabsichtigt ist, die 
gesamte Fläche zu erschließen und zu bebauen, sondern lediglich einzelne Bauvorhaben 
ermöglicht werden sollen, ist auch keine komplette Neuvermessung erforderlich. Sofern in 
Teilbereichen Neuvermessungen erforderlich sind, sind diese vom jeweiligen Bauherrn zu 
veranlassen und auch die entstehenden Kosten zu übernehmen. 

 

zu 7) Diese Unterstellung wird zurückgewiesen. Absicht der Gemeinde ist es, einzelnen 
Grundstückseigentümern ergänzende Bebauungen zu ermöglichen. Angesichts des demographi-
schen Wandels im ländlichen Raum liegt es im öffentlichen Interesse insbesondere junge Familien 
im Gemeindegebiet anzusiedeln. Es liegt somit im Interesse der Gemeinde der Überalterung 
entgegen zu wirken.  

 

zu 8) Der Hinweis wurde zur Kenntnis. Jeder Grundstückseigentümer ist selbstverständlich frei in 
seiner Entscheidung für oder gegen eine ergänzende Bebauung. Mit der Satzung wird lediglich 
eine Möglichkeit eröffnet von der Gebrauch gemacht werden kann (oder nicht). 

 

Bemerkungen: 
 
 

 

Beschluss ja  nein  Enthaltung  

 

 

6 

7 

8 


